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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln
vom 18.10.2021 geÃ¤ndert. 

Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 05.02.2021 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.03.2021 in der Fassung
des Ã�nderungsbescheides vom 10.11.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.03.2022 sowie der Ã�nderungsbescheide
vom 27.11.2021 und 03.02.2022 verpflichtet, der KlÃ¤gerin fÃ¼r den
Monat November 2021 einen weiteren Betrag i.H.v. 1.783,18 â�¬ als
Kosten der Unterkunft und Heizung zu gewÃ¤hren. 

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Der Beklagte trÃ¤gt 50 % der auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

                               1 / 7



 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt fÃ¼r die Zeit vom 01.03.2021 bis 28.02.2022 hÃ¶here
Â Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II. 

Die 1961 geborene KlÃ¤gerin bezieht fortlaufend Grundsicherungsleistungen nach
dem SGB II. Sie bewohnt eine 63 qm groÃ�e Wohnung in der K-StraÃ�e 9 in M. Das
Nutzungsentgelt einschlieÃ�lich Betriebskostenvorauszahlung fÃ¼r die Wohnung
betrug vom 01.03.2021 bis 28.02.2022 monatlich 363,00 â�¬ (254,00 â�¬
NutzungsgebÃ¼hr + 10,00 â�¬ Kabel-TV + 99,00 â�¬
Betriebskostenvorauszahlung). 

Die Beheizung der Wohnung und die Warmwasseraufbereitung erfolgten Ã¼ber
zwei GasheizÃ¶fen und einen Gasdurchlauferhitzer. Die Abrechnungen des Strom-
und Erdgasverbrauchs durch die A AG erfolgte mit der KlÃ¤gerin. Die AbschlÃ¤ge
fÃ¼r den Bezug von Strom und Erdgas beliefen sich auf 144,00 â�¬ im MÃ¤rz 2021
und auf 142,00 â�¬ Â monatlich ab dem 03.05.2021, davon entfielen jeweils 75,00
â�¬ monatlich auf Erdgas. Die Abrechnung der A AG vom 16.03.2021 fÃ¼r den
Zeitraum vom 10.03.2020 bis 12.03.2021 wies ein Guthaben von 93,31 â�¬ aus,
das auf das Bankkonto der KlÃ¤gerin erstattet wurde. Die Abrechnung wies fÃ¼r
den Zeitraum tatsÃ¤chliche Heizkosten i.H.v. 784,32 â�¬ aus.

Mit Bescheid vom 05.02.2021 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit
vom 01.03.2021 bis 28.02.2022 Grundsicherungsleistungen i.H.v. 880,00 â�¬
monatlich. Dabei berÃ¼cksichtigte er monatlich einen Regelbedarf i.H.v. 446,00
â�¬ sowie die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung i.H.v. insgesamt 442,00
â�¬ (254,00 â�¬ Grundmiete + 79,00 â�¬ Heizkosten + 109,00 â�¬
Betriebskosten). 

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin am 08.03.2020 Widerspruch, den der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 19.03.2021 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckwies.

Die KlÃ¤gerin hat am 08.04.2021 Klage erhoben. 

Sie ist der Ansicht gewesen, ihr stÃ¼nden fÃ¼r den Zeitraum vom 01.03.2021 bis
28.02.2022 hÃ¶here Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II zu. 

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 05.02.2021 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19.03.2021 zu verurteilen, ihr fÃ¼r die Zeit vom
01.03.2021 bis 28.02.2022 zusÃ¤tzliche Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft und Heizung sowie von Mehrbedarfen fÃ¼r
Strom, Telefon, Internet und kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte hat beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Mit Urteil vom 18.10.2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Auf die
GrÃ¼nde wird Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin beantragte unter Vorlage eines Kostenvoranschlags der Firma S
GmbH vom 11.10.2021 i.H.v. 1.787,38 â�¬ am 19.10.2021 die Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r die Anschaffung und Installation eines Gasheizofens. Der Mietvertrag
sehe vor, dass nicht der Vermieter, sondern sie fÃ¼r die GasheizÃ¶fen zustÃ¤ndig
sei. Die Wohnung werde mit zwei GasheizÃ¶fen beheizt. Ein Gasheizofen reiche
jedoch nicht aus, um die Wohnung zu beheizen. Mit Bescheid vom 02.11.2021
lehnte der Beklagte die KostenÃ¼bernahme nach
Â§ 24 SGB II als Zuschuss ab. Allerdings seien die Voraussetzungen eines Darlehns
nach Â§Â 24 Abs. 1 SGB II gegeben. 

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein. Zu den Kosten der Unterkunft und
Heizung gehÃ¶rten auch einmalige Kosten zur Erneuerung eines Gasheizofens in
der Wohnung eines Leistungsberechtigten. Das ursprÃ¼ngliche GerÃ¤t sei nach 48
Jahren defekt gewesen. Ihre Eltern hÃ¤tten die Wohnung bereits im Jahr 1967
angemietet. Die Vermietung sei ausdrÃ¼cklich ohne Heizung erfolgt. In den 70er
Jahren hÃ¤tten ihre Eltern auf ihre Kosten zwei GasheizÃ¶fen angeschafft. Sie habe
das MietverhÃ¤ltnis nach dem Tod der Mutter fortgesetzt. Eine Bekannte habe ihr
ein zinsloses Darlehen i.H.v. 1.775,48 â�¬ auf unbestimmte Zeit gewÃ¤hrt. Das
Darlehen solle getilgt werden, wenn der Beklagte den Betrag gezahlt habe. Der
Gasheizofen sei am 17.11.2021 eingebaut worden. 

Gegen das am 26.10.2021 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 26.11.2021
Berufung eingelegt.

Sie verfolgt ihr Begehren weiter. 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 10.11.2021 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin
fÃ¼r November 2021 zusÃ¤tzliche Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II
i.H.v. 119,83 â�¬. Er Ã¼bernahm die Kosten der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Wartung der
Gasthermen, die mit Rechnung vom 13.10.2021 geltend gemacht wurden. Die
KlÃ¤gerin legte hiergegen Widerspruch ein, den der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 02.03.2022 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckwies.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 27.11.2021 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2022 bis zum 28.02.2022 wegen der ErhÃ¶hung der
RegelbedarfssÃ¤tze Grundsicherungsleistungen i.H.v. 891,00 â�¬ ab dem
01.01.2022. Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 09.12.2021 Widerspruch ein. 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 03.02.2022 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin
Grundsicherungsleistungen i.H.v. 891,95 â�¬ fÃ¼r die Monate MÃ¤rz bis Oktober
2021 und Dezember 2021, 1.011,78 â�¬, fÃ¼r November 2021 und 894,95 â�¬,
fÃ¼r Januar und Februar 2022. Als Ã�nderung war angegeben, dass 5% des
monatlichen Abschlags fÃ¼r Erdgas als Kosten der Unterkunft und Heizung zur
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Betreibung der Gastherme Ã¼bernommen werde.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 18.10.2021 zu Ã¤ndern und den Beklagten
unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 05.02.2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.03.2021 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 10.11.2021 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 02.03.2022 sowie der Ã�nderungsbescheide vom 27.11.2021 und 03.02.2022
zu verurteilen, ihr fÃ¼r die Zeit vom 01.03.2021 bis 28.02.2022 hÃ¶here Kosten der
Unterkunft und Heizung einschlieÃ�lich der Kosten fÃ¼r die Anschaffung eines
Heizofens im November 2021 nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,Â  Â  Â  Â  Â Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Es sei
unstreitig, dass die KlÃ¤gerin aufgrund mietvertraglicher Verpflichtungen zur
Anschaffung der HeizgerÃ¤te in der Wohnung verpflichtet sei. Aufgrund einer
Weisung des kommunalen TrÃ¤gers sei er aber nicht in der Lage, die Kosten fÃ¼r
die Anschaffung des Heizofens im November 2021 als einmaligen Bedarf der
Heizung im Sinne von Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II anzuerkennen. Gegen die
Angemessenheit der Kosten wÃ¼rden keine EinwÃ¤nde erhoben.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und StreitverhÃ¤ltnisses wird auf die Gerichtsakte
sowie die Verwaltungsakte des Beklagten und die beigezogenen Gerichtsakten L 19
AS 1733/21, 1735/21, 1805/21, 1806/21 und 1815/21 Bezug genommen, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung ist insoweit begrÃ¼ndet, als der KlÃ¤gerin im November 2021
hÃ¶here Kosten der Unterkunft und Heizung zustehen als bewilligt. Im Ã�brigen ist
die Berufung unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Verfahrens sind die Bescheide vom 05.02.2021 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19.03.2021 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 10.11.2021 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
02.03.2022, 27.11.2021 und vom 03.02.2022, die nach Â§ 96 SGG Gegenstand des
Verfahren geworden sind, wonach der KlÃ¤gerin Grundsicherungsleistungen nach
dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 01.03.2021 bis 28.02.2022 bewilligt worden sind. Die
KlÃ¤gerin hat den Streitgegenstand im Berufungsverfahren auf hÃ¶here Kosten
fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt. Der Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nach Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II kann ein eigenstÃ¤ndiger Streitgegenstand sein (BSG,
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Urteil vom 30.06.2021Â â�� B 4 AS 76/20 R).

Die KlÃ¤gerin verfolgt ihr Begehren auf hÃ¶here Kosten der Unterkunft und Heizung
zutreffend mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 1
S. 1 1. Alt. SGG i.V.m. Â§ 56 SGG.

Die KlÃ¤gerin ist beschwert i.S.v. Â§ 54 Abs. 2 SGG. Die angefochtenen Bescheide
sind teilweise rechtswidrig. Die KlÃ¤gerin hat im streitigen Zeitraum im Monat
November 2021 einen hÃ¶heren Anspruch auf Kosten der Unterkunft und Heizung
als bewilligt, im Ã�brigen hat der Beklagte die Kosten der Unterkunft und Heizung
zutreffend festgesetzt.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llte in den streitigen ZeitrÃ¤umen die
Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 S. 1 Nrn. 1, 2, 3 und 4 SGB II. Sie hat das
15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht
(Nr. 1), war erwerbsfÃ¤hig (Nr. 2) und hatte ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland (Nr. 4). Sie war hilfebedÃ¼rftig i.S.v. Â§Â§ 7 Abs. 1 S. 1
Nr. 3,Â  9 SGB II, da sie ihren Bedarf weder durch Einkommen oder durch
VermÃ¶gen decken konnte.

Der KlÃ¤gerin steht im November 2021 ein weiterer Anspruch auf Kosten der
Unterkunft und Heizung nach Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II zu. In den Ã¼brigenÂ 
Monaten hat die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber dem Beklagten keinen weiteren Anspruch
auf Kosten der Unterkunft und Heizung als bewilligt.

a) Die KlÃ¤gerin hatte in den Monaten MÃ¤rz bis Oktober 2021 sowie Dezember
2021 bis Februar 2022 einen Anspruch auf Kosten der Unterkunft und Heizung i.H.v.
441,75 â�¬.

Der KlÃ¤gerin standen die Grundmiete und Betriebskostenvorauszahlung von
363,00 â�¬ sowie der Abschlag fÃ¼r Erdgas von 75,00 â�¬ zu. Hinzu kommen
Kosten fÃ¼r Heizstrom i.H.v. 5% des Abschlags fÃ¼r Erdgas, was einem Betrag von
3,75 â�¬ (5% von 75,00 â�¬) entspricht (vgl. zum Heizstrom BSG Beschluss vom
26.05.2010 â�� B 4 AS 7/10 B â�� und Urteil vom 07.07.2011 â�� B 14 AS 51/10 R;
Urteil des Senats vom 24.09.2012 â�� L 19 AS 773/12). 

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 03.02.2022 fÃ¼r die Kosten der
Unterkunft und Heizung einen Betrag von 445,95 â�¬ monatlich, und damit einen
hÃ¶heren Betrag als der KlÃ¤gerin zusteht, bewilligt.

b) Die KlÃ¤gerin hat im November 2021 einen Anspruch auf Kosten der Unterkunft
und Heizung i.H.v. insgesamt 2.348,96 â�¬.

Der KlÃ¤gerin standen die Grundmiete und Betriebskostenvorauszahlung von
363,00 â�¬ sowie der Abschlag fÃ¼r Erdgas von 75,00 â�¬ zu. Hinzu kommen
Kosten fÃ¼r Heizstrom i.H.v. 5% des Abschlags fÃ¼r Erdgas, was einem Betrag von
3,75 â�¬ (5% von 75,00) entspricht (vgl. zum Heizstrom BSG Beschluss vom
26.05.2010 â�� B 4 AS 7/10 B â�� und Urteil vom 07.07.2011 â�� B 14 AS 51/10 R;
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Urteil des Senats vom 24.09.2012 â�� L 19 AS 773/12). ZusÃ¤tzlich stand der
KlÃ¤gerin der Betrag fÃ¼r die Wartung der Heizung i.H.v. 119,83 â�¬ zu.

Zudem hatte die KlÃ¤gerin einen Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die
Anschaffung und Installation eines Gasheizofens i.H.v. 1.787,38 â�¬ als einmaligen
Bedarf i.S.v. Â§ 22 Abs. 1 S.1 SGB II. Es handelt sich um Kosten fÃ¼r die Heizung.

Der Senat sieht als erwiesen an, dass einer der beiden von der KlÃ¤gerin zur
Beheizung der Wohnung genutzten GasheizÃ¶fen nicht mehr ordnungsgemÃ¤Ã�
genutzt werden konnte und aufgrund seines Alters â�� ca. 48 Jahre â�� nicht mehr
zu reparieren war. Dies ergibt sich aus der in der Verwaltungsakte befindlichen
Stellungnahme der Firma S, deren Inhalt von den Beteiligten nicht bestritten wird.

Die Aufwendungen fÃ¼r die Anschaffung und Installation eines neuen Gasheizofens
sind nicht vom Regelbedarf i.S.v. Â§ 20 Abs. 1 S. 1 SGB II umfasst. Der Regelbedarf
umfasst nach Â§Â 20 Abs.Â 1 S. 1 und 2 SGB II insbesondere ErnÃ¤hrung, Kleidung,
KÃ¶rperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne auf die HeizungÂ  und ErzeugungÂ 
von Warmwasser entfallenden Anteile sowie in vertretbarem Umfang auch
Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben. FÃ¼r MÃ¶bel
und andere EinrichtungsgegenstÃ¤nde, HausgerÃ¤te und entsprechende
Instandhaltungskosten sind in der Regelleistung BetrÃ¤ge vorgesehen. Der
Austausch von HeizungsgerÃ¤ten bzw. einer Heizungsanlage fÃ¤llt nicht unter
â��HaushaltsgerÃ¤te und Instandhaltungskostenâ��, da wesentliche
GrundstÃ¼cksbestandteile nicht zu den HaushaltsgerÃ¤ten gehÃ¶ren (LSG NRW,
Urteil vom 23.11.2010Â â�� L 1 AS 426/10 m.w.N.). Der Gesetzgeber hat die Kosten
der Unterkunft und Heizung ausdrÃ¼cklich bei der Regelbedarfsfestsetzung
herausgenommen.

Die Vermieterin ist auch nicht nach Â§ 535 Abs. 1 S. 2 BGB verpflichtet, den nicht zu
reparierenden Gasheizofen durch einenÂ  neuen Gasheizofen zu ersetzen. Zwar
wird ein Vermieter durch den Mietvertrag verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch
der Mietsache wÃ¤hrend der Mietzeit zu gewÃ¤hren. Der Vermieter hat die
Mietsache dem Mieter in einem zum vertragsgemÃ¤Ã�en Gebrauch geeigneten
Zustand zu Ã¼berlassen und sie wÃ¤hrend der Mietzeit in diesem Zustand zu
erhalten (Â§Â 535 Abs. 1 S. 2 BGB). Vorliegend ist zwischen der Vermieterin der
KlÃ¤gerin, die in den Mietvertrag ihrer Eltern eingetreten ist, vereinbart, dass die
Mietsache â�� eine Mietwohnung im GebÃ¤ude K-StraÃ�e 9 â�� nicht die Heizung,
also auch nicht die HeizkÃ¶rper, umfasst. Mithin ist die Vermieterin mietvertraglich
nicht verpflichtet, einen gebrauchsfÃ¤higen HeizkÃ¶rper zu VerfÃ¼gungÂ  zu
stellen.

Privatrechtliche Vereinbarungen zwischen Mieter und Vermieter sind nur dann bei
der Ermittlung der Ã¼bernahmefÃ¤higen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung
unbeachtlich, wenn entweder im konkreten Fall rechtskrÃ¤ftig ihre Unwirksamkeit
festgestellt ist oder wenn die zivilrechtliche Rechtslage offensichtlich ist. Letzteres
ist nur dann der Fall, wenn sich die Rechtsfrage unmittelbar aus dem Gesetz
beantworten lÃ¤sst, durch hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung geklÃ¤rt ist oder in
der zivilrechtlichen Rechtsprechung der Berufungsgerichte wiederholt entschieden
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und dabei einheitlich beurteilt worden ist. (vgl. vgl. BSG, Urteil vom 30.06.2021 â�� 
B 4 AS 76/20 R â�� Rn. 13 m.w.N.). Dies ist vorliegend nicht der Fall.

TatsÃ¤chliche Aufwendungen fÃ¼r UnterkunftÂ  und Heizung sind vom
kommunalen TrÃ¤ger bzw. vom Jobcenter bis zur Angemessenheitsgrenze zu
Ã¼bernehmen, wenn sie auf Grund einer wirksamen rechtlichen Verpflichtung vom
Leistungsberechtigten zu tragen sind. Die Anschaffung und Installation eines neuen
Gasheizofens war zur Herstellung der Nutzbarkeit der Wohnung â�� entsprechend
dem vorher bestehenden Zustands â�� Â Â erforderlich. Die Kosten fÃ¼r die
Anschaffung und Installation des Gasheizofen i.H.v. 1.787,38 â�¬ sind angemessen,
auch im Hinblick auf die niedrige Bruttokaltmiete i.H.v. 363,00 â�¬. Der Beklagte
bzw. der kommunale LeistungstrÃ¤ger hat der KlÃ¤gerin auch keine Alternativen
aufgezeigt, wie sie kostengÃ¼nstiger die Bewohnbarkeit der Wohnung
wiederherstellen kann.

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 03.02.2022 fÃ¼r die Kosten der
Unterkunft und Heizung fÃ¼r November 2021 einen Betrag von 565,78 â�¬. Damit
steht der KlÃ¤gerin noch ein weiterer Betrag i.H.v. 1.783,18 â�¬ zu.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Anlass, die Revision nach Â§ 160 SGG zuzulassen, besteht nicht.

Â 

Erstellt am: 01.07.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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